
 
 

 
 
 
 
 
 

Begründung zur Einleitung des Verfahrens für das Volksbegehren 
„Staatsbürgerschaft für Folteropfer” 

 
Text des Volksbegehrens: 

 
Whistleblower, die für Demokratie und Pressefreiheit kämpfen und deshalb als politische 
Gefangene Folter durch fremde Regierungen ausgesetzt sind oder waren, sollen die 
Staatsbürgerschaft durch Änderung der Bundesverfassung erhalten können. Das Folteropfer 
hat Rechtsanspruch auf die Verleihung, wenn ein UN-Sonderberichterstatter das Vorliegen von 
Folter bestätigt. Der Antrag dazu kann auch gestellt werden, wenn sich das Folteropfer in Haft 
des Drittstaates befindet. 

Begründung des Einleitungsantrages des Volksbegehrens „Staatsbürgerschaft für Folteropfer” 
 

Julian Assange ist wohl derzeit und weltweit der bekannteste Whistleblower, der für Demokratie und 
Pressefreiheit kämpft. Er wird deshalb als politischer Gefangener verfolgt und ist inhaftiert. Er ist der 
Folter durch die Regierung des Vereinigten Königreiches Großbritannien und Nordirland ausgesetzt. 

 
Er hat die Kriegsverbrechen der USA im lrakkrieg aufgedeckt und auf seiner Plattform Wikileaks veröf- 
fentlicht. Dafür wurde er von den Regierungen Schwedens, der USA und des Vereinigten Königreichs 
verfolgt. 

 
Die Antragsteller des Volksbegehrens wollen, dass er für seine mutigen Taten die österreichische Staats- 
bürgerschaft erhält. Dadurch sollen die österreichischen Staatsorgane verpflichtet werden, sich für seine 
Freilassung einzusetzen. 

 
Julian Assange soll durch dieses Volksbegehren Rechtsanspruch auf die Verleihung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft erhalten. Der UN-Sonderberichterstatter Nils Melzer hat das Vorliegen von Folter 
durch die Regierung des Vereinigten Königreichs bei Julian Assange bestätigt. 

 
Assange soll auch die Möglichkeit erhalten, den Antrag auf Verleihung der Staatsbürgerschaft zu stellen, 
wenn er sich noch in Haft im Vereinigten Königreich befindet. 

 
Es zeigt sich auch und gerade jetzt im Umgang mit der sogenannten Corona-Pandemie und mit dem Uk- 
rainekonflikt, dass die Pressefreiheit in Österreich bereits massiv eingeschränkt ist. 

 
Julian Assange erhält durch dieses Volksbegehren die Solidarität und Achtung aller aufrechten Menschen 
der österreichischen Zivilgesellschaft, die für seine Freiheit und Grundrechte kämpfen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Die Antragsteller des Volksbegehrens 

 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis des Bundesministeriums für Inneres: 
Die Begründung zum Volksbegehren wurde vom Bundesministerium für Inneres gemäß § 3 Abs. 7 VoBeG entgegengenom- 
men und wird gemäß § 10 VoBeG in inhaltlich unveränderter Form veröffentlicht. 
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